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Abstract: Gut ein Jahr vor den nächsten Parlamentswahlen lanciert die SP Schweiz ein Projekt zur
politischen Eroberung der Gemeinden in den Agglomerationen. Einfach wird das nicht.
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Gutein JahrvordennächstenParlamentswahlen lanciert die SP





ie Schweiz ist heute ein Agglo-Land.
Gemäss Bundesamt für Statistik
leben zurzeit nahezu drei Viertel
der Bevölkerung in städtischen
Gebieten. Zwar wird die ländliche Bevölke-
rung dank föderalistischen Schutzmechanis-
menweiterhin grosses Gewicht in der Bun-
despolitik haben. Aber für dieWählerstärke
der Parteien imNationalrat sind die städti-
schen Gebiete viel bedeutender. Ein Gross-
teil davon besteht aus Aussengemeinden von
Agglomerationen.
ImDurchschnitt verteilt sich die Bevöl-
kerung einer Schweizer Agglomeration zu
39 Prozent auf die Kernstädte und zu 61 Pro-
zent auf die Vorstadt. In grossen Agglomera-
tionen sind die Kernstädte anteilsmässig
sogar noch kleiner. KeinWunder, überlegen
sich die schweizerischen Parteien, wie sie
künftig imAgglomerationsgürtel punkten
können. Die Voraussetzungen dafür sind
unterschiedlich.
Bisher hat es vor allemdie SVP geschafft, in
denVorstädtenmehrWählerstimmen
zuholen. Dies vor allem in den stadtnahen
Gemeindenmit hohemAusländeranteil sowie
in den ehemals ländlichenGebieten in der
Peripherie. DieWähleranteile der FDP, der
CVPundder Grünliberalen sind in den rei-
chen Zonen der Agglomerationen stabil. Die
Hochburgen der Linken undder Grünen sind
die Kernstädte – nicht der Agglomerations-
gürtel. Die parteipolitischenUnterschiede in
den schweizerischenAgglomerationen haben
einerseitsmit der Bevölkerungsstruktur zu
tun. Die politischen Positionen derWählerin-
nen undWählerwerden durch ihre soziale
Stellung geprägt. Das erklärt, zumBeispiel,
die Stärke der liberalen bürgerlichen Parteien
in den reichenGemeinden.
Arbeiten unserer Forschungsgruppe
zeigen aber, dass auch die räumlichen Gege-
benheiten eine Rolle spielen.Wie jemand
wählt oder abstimmt, wird nicht nur durch
seine persönliche Situation bestimmt, son-
dern auch dadurch, wo er wohnt. Unsere
Analysen zeigen, dassWählerinnen und
Wähler politisch anders entscheiden, je
nachdem, ob sie in Kernstädten, in stadt-
nahen Vorstädten, in reichen Gemeinden
oder in peripheren Agglomerationsgebieten
wohnen – selbst wenn dabei die üblichen
soziodemografischenMerkmale berücksich-
tigt werden.
Wichtig ist vor allem das Verhältnis zwi-
schenMarkt und Staat, das sich je nach Lage
einer Gemeinde in der Agglomeration unter-
scheidet. Die linken Parteien haben Erfolg
in Gemeindenmit öffentlich-kollektivem
Konsum. Das sind jene Gemeinden, in denen
die Infrastruktur – also zumBeispiel der
öffentliche Verkehr, die Kinderkrippen, die
Kulturangebote oder die städtischenWoh-
nungen – vor allem staatlich finanziert ist
undwo der Staat eine aktive Rolle spielt bei
der Gestaltung der Gemeinde. Die bürger-
lichen Parteienwiederumholen ihreWähler
dort ab, wo der Konsumprivat-individuell
ausgerichtet ist: woWohneigentum, Privat-
verkehr und tiefe Steuern imVordergrund
stehen sowie nicht staatlich organisierte
Formen der gesellschaftlichen Solidarität.
Zudem kann die SVP in Gebieten punkten,
wo eine hohe internationale Zuwanderung
zu kulturellen Abgrenzungsreaktionen
führte. Das sind vor allem die stadtnahen
Problemgebiete.
Über die konkrete Ausgestaltung dieses
Verhältnisses zwischenMarkt und Staat
kann eine Gemeinde aber nur begrenzt selbst
bestimmen. Der Ausbau des öffentlichen
Verkehrs oder des Angebots an subventio-
nierten Kinderkrippenmag in den Kernstäd-
ten oder in stadtnahen Gebieten sinnvoll
erscheinen. In den dünnbesiedelten Aussen-
gemeinden fehlt jedoch oftmals die kritische
Masse, um solche Infrastrukturenmit einem
vernünftigen Kostenaufwand betreiben zu
können. Ob öffentlich-kollektiver oder pri-
vat-individueller Konsum in einer Gemeinde
vorherrscht, hängt somit auch von deren
Siedlungsstruktur und besonders von deren
Bevölkerungsdichte ab.
Die linken Parteien propagieren in der
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Regel die Stärkung von öffentlich-kollek-
tiven Konsumangeboten und staatlicher
Umverteilung. Ob in den dünnbesiedelten
Aussengebieten der Agglomerationen dafür
die strukturellen Voraussetzungen gegeben
sind, ist jedoch unsicher. Man darf darum
gespannt sein, ob undwie es der SP gelingen
wird, ihre Positionen auch auf die Gegeben-
heiten der Gemeinden ausserhalb der
grossen Städte herunterzubrechen. Die
Partei muss sich der Frage stellen, was sie
für die Lebenswelt der Vorstädte an attrak-
tiven Vorschlägen zu bieten hat. Punkten
könnte die Linke hier allenfalls mit dem
Leistungsausweis ihrer Exponenten bei
der Gestaltung von Umbau- und Erneue-
rungsprozessen in den Kernstädten. Denn
auch die Aussengemeinden der Schweizer
Agglomerationen stehen unterWachstums-
druck undmüssen sich zunehmendmit der
Frage beschäftigen, wie sie ihre Siedlungs-
struktur verdichten und dabei urbane Quali-
tät gewinnen können.
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